
 

 

 
 

Regierungsratsbeschluss vom 26. September 2017  

 
 Nr. 2017/1680  

Vernehmlassung zur Genehmigung und Umsetzung des Übereinkommens des 
Europarates zur Verhütung des Terrorismus mit dem dazugehörigen Zusatzprotokoll 
und Verstärkung des strafrechtlichen Instrumentariums gegen Terrorismus und 
organisierte Kriminalität  
Schreiben an das Bundesamt für Justiz 
  

1. Erwägungen 

Die Staatskanzlei unterbreitet dem Regierungsrat das Schreiben an das Bundesamt für Justiz be-
treffend Vernehmlassung zur Genehmigung und Umsetzung des Übereinkommens des Europa-
rates zur Verhütung des Terrorismus mit dem dazugehörigen Zusatzprotokoll und Verstärkung 
des strafrechtlichen Instrumentariums gegen Terrorismus und organisierte Kriminalität zur Bera-
tung und Beschlussfassung. 

2. Beschluss 

Das Schreiben an das Bundesamt für Justiz betreffend Vernehmlassung zur Genehmigung und 
Umsetzung des Übereinkommens des Europarates zur Verhütung des Terrorismus mit dem da-
zugehörigen Zusatzprotokoll und Verstärkung des strafrechtlichen Instrumentariums gegen Ter-
rorismus und organisierte Kriminalität wird beschlossen. 

Andreas Eng 
Staatsschreiber 
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